
die Neigung sichtbar, das Verweigerungsrecht nicht nur 
aus rein wirtschaftlichen Erwägungen zu gewähren, 
worauf § 1381 Abs. 2 eindeutig orientiert16, sondern 
es auch — wenn auch mit Einschränkungen und Vor­
behalten — als Folge sonstiger Eheverfehlungen nicht 
auszuschließen17. Inzwischen hat das Oberlandesgericht 
Karlsruhe einer Ehefrau wegen ehebrecherischer Be­
ziehungen den Ausgleichsanspruch unter Berufung auf 
§ 1381 BGB völlig versagt18. Der Bundesgerichtshof 
hat dieses Urteil zwar aufgehoben, sich aber ebenfalls 
nicht eindeutig dazu bekannt, daß nur Eheverfehlungen 
mit wirtschaftlichen Auswirkungen zu einer Minderung 
des Ausgleichsanspruchs führen dürfen. Seine inkon­
sequente Haltung ergibt sich insbesondere aus folgen­
dem Rechtssatz:

„Dem Schuldner steht die Einrede nicht schon des­
halb zu, weil der andere Ehegatte die Ehe gebro­
chen hat. Nur das Verhalten eines Ehegatten, das 
ganz besonders ins Gewicht fällt, kann einen aus­
reichenden Grund für die Anwendung des § 1381 BGB 
geben. Ein vollständiger Ausschluß vom Zugewinn­
ausgleich wird regelmäßig nicht am Platze sein, wenn 
das pflichtwidrige Verhalten des Ausgleichsgläubigers 
nicht mehrere Jahre gedauert hat. Bei weniger lang 
anhaltendem ehezerstörendem Verhalten kann die Ge­
währung des Ausgleichs grob unbillig sein, wenn 
der schuldlos an der Ehe festhaltende Ehegatte sich 
in besonderer Weise bemüht, die Ehe zu erhalten 
und seinen Partner von seinem Verhalten abzu­
bringen.“ 19

Damit ist der Ausgleich nicht mehr die Realisierung 
einer dem Ehegatten im Ergebnis der ehelichen Lebens­
gemeinschaft zustehenden Beteiligung am wirtschaft­
lichen Ergebnis der Ehe, sondern eine besondere „Ver­
günstigung“, die ihm bei moralisch zu beanstandendem 
Verhalten aberkannt werden kann. Eine solche „Schei­
dungsstrafe“ widerspricht grob dem Prinzip der Gleich­
berechtigung der Geschlechter, denn sie trifft nur den 
wirtschaftlich schwächeren und deshalb u. U. ausgleichs­
berechtigten Ehegatten. Der ehewidrig handelnde Aus- 
gleichsschqldner kann seinen Anteil am Zugewinn 
nicht verlieren.

Vermögensauseinandersetzung bei Beendigung 
des Güterstandes
In der Amtlichen Begründung zum Gleichberechti­
gungsgesetz ist behauptet worden, die Auseinanderset­
zung bei diesem Güterstand habe offensichtlich erheb­
liche Vorteile gegenüber der bei einer Errungenschafts­
gemeinschaft.20 Es erscheint zunächst auch nur als ein­
faches Rechenexempel, die Differenz zwischen An­
fangs- und Endvermögen jedes Ehegatten und die Dif­
ferenz zwischen den beiderseitigen Zugewinnen zu er­
mitteln, um demjenigen Ehegatten die Hälfte des 
Überschusses als Geldausgleich zuzuerkennen, der den 
geringeren Zugewinn erzielt hat (§§ 1373, 1378 BGB). In 
der Praxis bereitet jedoch die exakte Ermittlung der 
für die Berechnung erforderlichen Werte schier un­
überwindliche Schwierigkeiten, wie S c h o p p  be­
richtet21.
Wenn es nicht — wie offenbar in der Mehrzahl der 
Fälle — zu einer vertraglichen Regelung zwischen den

16 § 1381 Abs. 2 BGB lautet: Grobe Unbilligkeit kann insbeson­
dere dann vorliegen, wenn der Ehegatte, der den geringeren Zu­
gewinn erzielt hat, längere Zeit hindurch die wirtschaftlichen 
Verpflichtungen, die sich aus dem ehelichen Verhältnis ergeben, 
schuldhaft nicht erfüllt hat.
17 Oberlandesgericht Nürnberg, FamRZ 1964 S. 440.
18 FamRZ 1965 S. 148.
19 FamRZ 1966 S. 560.
iw vgl. Amtliche Begründung, a. a. O., S. 118.
21 Schopp, „Der Zugewinnausgleich in der Praxis“, FamRZ
1965 S. 409 ft. Diesem Beitrag sind die nachfolgenden Angaben
entnommen.

Ehegatten kommt, bleibt dem Gericht oft nichts ande­
res übrig, als mit der Entscheidung „durchzuschlagen“22, 
d. h. weniger ein auf gesicherter Sachverhaltsfeststel­
lung beruhendes Urteil zu fällen, als eine Art „Zwangs­
vergleich“ anzuordnen. Anfangs- und Endvermögen 
sind nur dort einigermaßen sicher festzustellen, wo 
exakte Aufzeichnungen vorliegen (Buchführung, 
Steuerunterlagen), d. h. besonders bei großen Unter­
nehmen oder ähnlichen Vermögensobjekten.

Freilich können auch hier die Ermittlungen kompli­
ziert werden, wenn die Buchführung nach Behaup­
tung einer Partei nicht ordnungsgemäß sein soll, etwa 
„auf die Verpflichtung zur Steuerzahlung ausgerichtet“ 
wurde23. Bei Gegenständen, die der gemeinsamen Nut­
zung in der Familie unterliegen, und bei Gegenstän­
den des persönlichen Bedarfs ist es meist unmöglich, 
genaue Angaben über Bestand und Wert des Vermö­
gens am u. U. weit zurückliegenden Tag der Ehe­
schließung zu unterbreiten. Die vom Gesetz gebotene 
Möglichkeit, ein Inventar zu errichten (§ 1375 BGB), 
wird erfahrungsgemäß kaum genutzt, denn wer denkt 
bei Eingehung der Ehe an so etwas. Bei der Feststel­
lung des Endvermögens bereitet oft auch die Klärung 
der Eigentumsverhältnisse Schwierigkeiten.

Hier zeigt sich eine der problematischsten Seiten des 
westdeutschen- Güterrechts: Es entspricht nicht dem 
typischen Ablauf der Lebensvorgänge in den Fami­
lien der Mehrheit der Bevölkerung und deren Vor­
stellungen über die Gestaltung der Eigentumsverhält­
nisse zwischen Ehegatten. Die rechtliche Regelung stellt 
diese wie fremde Privateigentümer gegenüber, wäh­
rend offensichtlich in den meisten Familien die Ehe­
gatten ohne Rücksicht auf Eigentumsverhältnisse Geld 
und Verbrauchsgüter den Bedürfnissen entsprechend 
untereinander umverteilen. Selbst wenn man die äuße­
ren Umstände einzelner Erwerbsvorgänge während der 
Ehe (z. B. die Art der zur Bezahlung verwendeten Mit­
tel) noch rekonstruieren kann, so lassen sich die für die 
Eigentumsverhältnisse allein maßgebenden Willens­
äußerungen für die dingliche Rechtsübertragung daraus 
nicht immer unmittelbar ableiten. Viele Ehegatten den­
ken nicht in Eigentumskategorien, sondern nur an den 
Gebrauchszweck von Anschaffungen.
Das Güterrecht der Zugewinngemeinschaft orientiert 
sich daher nicht an der Familiengemeinschaft; es funk­
tioniert vielmehr dort, wo die Ehegatten P r i v a t ­
e i g e n t ü m e r  sind, d. h., wo sie Vermögen haben, 
das in einer von der Familie völlig unbeeinflußten, 
außer ihr existierenden Substanz besteht, deren Ver­
wertung durch Beschränkungen aus familiären Rück­
sichten nur behindert würde.

Ausschluß bzw. Einschränkung 
des Zugewinnausgleichs
In der besitzenden Klasse ist deshalb das Bemühen 
erkennbar, sogar den Zugewinnausgleich — die Durch­
brechung der absoluten Gütertrennung — auszu­
schließen oder zu modifizieren.
In den bei Inkrafttreten des Gleichberechtigungsge­
setzes bereits bestehenden Ehen war das deshalb leicht, 
weil jeder Ehegatte den neuen Güterstand durch einsei­
tige Erklärung ausschließen konnte (Art. 8 Gleichbe­
rechtigungsgesetz). Davon ist nach Angaben Schopps 
„in den Kreisen der mittleren Fabrikanten, der Kauf­
mannschaft, der freiberuflich Tätigen und der ge­
hobenen und leitenden Angestellten vielfach Gebrauch 
gemacht worden“, was sich später teilweise für Witwen 
in jenen Kreisen als sehr empfindlicher Nachteil ausge-

22 So heiü.t es bei Schopp, a. a. O., S. 410.
23 Schopp, a. a. O., S. 410.
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